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betr. Bundesjugendplan 1973 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 13. März 1973 die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie sollen die freien Träger der Jugendhilfe unter diesen Um- 
ständen ihre wichtige Arbeit wenigstens in dem gegenwärtigen 
Umfang fortsetzen können? 

Die Bundesregierung hat durch Kabinettbeschluß vom 17. Fe- 
bruar 1973 ihre Entscheidung wegen der Nichtbesetzung frei- 
werdender Planstellen bei Zuwendungsempfängern dahin präzi- 
siert, daß die Zahl der einzusparenden Stellen unter Berücksich- 
tigung der besonderen Verhältnisse des Einzelfalles zu ermitteln 
ist. Die Einsparung darf daher nicht dazu führen, daß wesent- 
liche Aufgaben nicht mehr wahrgenommen werden können. 
Unter dieser ausdrücklichen Voraussetzung kann andererseits 
auf einen Stabilitätsbeitrag aus dem Bereich der Zuwendungs- 
empfänger ~ ebenso wie aus dem Bereich der Bundesverwal- 
tung - nicht generell verzichtet werden. 

Von einer Infragestellung der Arbeit der freien Träger kann 
deshalb keine Rede sein: der Gesamtansatz des Allgemeinen 
Bundesjugendplanes ist von 1969 bis 1972 von 48,5 Mio DM auf 
71,5 Mio DM gestiegen. Für 1973 sind nach dem Regierungsent- 
wurf 75,3 Mio DM (ohne Maßnahmen gegen Rauschmittelmiß- 
brauch) vorgesehen. 


2. Wann werden die freien Träger der Jugendhilfe Gewißheit 
erhalten, mit welchen Zuwendungen sie für 1973 rechnen 
können? 

Unmittelbar nach Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1973 
wird über die Anträge der Zuwendungsempfänger entschieden. 
Eine frühere Erteilung des Bewilligungsbescheides ist wegen 
der Wahrung des Entscheidungsrechts des Parlaments über 
den Bundeshaushalt selbstverständlich nicht möglich. Um aber 
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den Zuwendungsempfängern eine Planungshilfe zu geben, wer- 
den ihnen - soweit dies nicht schon geschehen ist - in diesen 
Wochen die Planzahlen - unter Vorbehalt der Entscheidung des 
Parlaments - mitgeteilt. 


3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den freien 
Trägern der Jugendhilfe feste Zuwendungen längerfristig zuzu- 
sichern? 

Die Bundesregierung erkennt an, daß die gegebene Rechtslage 

— im Regelfall kein Rechtsanspruch auf Förderung sowie Jähr- 
lichkeit des Haushalts - gerade für kontinuierlich arbeitende 
Träger der Jugendhilfe unbefriedigend und für längerfristige 
Planungen hinderlich ist. Eine Änderung würde jedoch das 
Haushaltsrecht des Parlaments einschränken. 

Im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes gibt 
es keine Möglichkeit, um dem Anliegen zu entsprechen. Das 
geltende Haushaltsrecht sieht unter gewissen Voraussetzungen 
eine Übertragbarkeit der Mittel in das nächste Haushaltsjahr 
oder eine Bindungsermächtigung vor. Beide Regelungen schaf- 
fen keine Abhilfe, da einerseits eine Anrechnung der über- 
tragenen Mittel auf die Bewilligung des nächsten Jahres zwin- 
gend vorgeschrieben ist, andererseits eine Verpflichtungs- 
ermächtigung vom Finanzminister nur für einen Teilbetrag des 
Gesamtansatzes Bundesjugendplan erteilt werden kann; die 
Folge ist, daß in Jahren, in denen der Gesamtansatz aus irgend- 
welchen Gründen gekürzt wird, diese Beschränkung in vollem 
Umfang die nicht durch die Verpflichtungsermächtigung gedeck- 
ten Zuwendungen treffen würde. 

Der Diskussionsentwurf der Sachverständigenkommission für 
ein neues Jugendhilferecht sieht nach dem Stand vom 18. Ja- 
nuar 1973 vor 

— eine allgemeine Gewährleistungspflicht hinsichtlich von Ein- 
richtungen, Diensten und Veranstaltungen; 

— einen Anspruch auf Förderung durch den örtlichen oder über- 
örtlichen Träger der Jugendhilfe (auf Kreis- und auf Landes- 
ebene) unter Berücksichtigung angemessener Eigenleistun- 
gen und nach Anerkennung; 

— und die in diesem Zusammenhang ebenfalls bedeutsame 
Verpflichtung für jeden Träger der Jugendhilfe, einen För- 
derungsplan in seinen Haushaltsplan einzustellen. 

über diese Vorschläge wird im Zusammenhang mit der Er- 
stellung eines Referentenentwurfs für ein Jugendhilfegesetz zu 
beraten sein. Darüber hinaus wird die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Bemühungen um den Ausbau der außerschulischen 
Jugendbildung darauf drängen, daß die rechtliche Absicherung 
der Zuwendungen auf der Landesebene gesetzlich vorangetrie- 
ben wird. Dabei sollen die mit Erwachsenenbildungsgesetzen 
bereits gesammelten Erfahrungen berücksichtigt werden. In 
Betracht kommt eine gesetzliche Verankerung der Förderung 
von Bildungsstätten und von Grundkosten im Personalbereich. 
Der Bund hat zu einem solchen Gesetz keine Kompetenz. 
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